
 

 

 

Vortrag  

„Zukunftsaufgaben aus Sicht von 

Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz“  

von 

Herrn Ministerialdirektor 

Helmfried Meinel, Amtschef des 

Ministeriums für Umwelt, Klima und 

Energiewirtschaft Baden-Württemberg, 

anlässlich des 50-jährigen Bestehens der 

ARL am 12.10.2017 in Stuttgart 



2 
 

Gliederung 

 

1. Einleitung 

2. Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels 

3. Raumverträglicher Ausbau der 

erneuerbaren Energien 

4. Ultraeffizienzfabrik 

5. Schluss 

 

- Es gilt das gesprochene Wort - 



3 
 

1. Einleitung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Region hat als wichtige Handlungsebene 

von Politik und Verwaltung in den letzten 

Jahrzehnten zunehmend an Bedeutung 

gewonnen.  

 

Herausforderungen sind insbesondere die 

Auswirkungen des demografischen Wandels, 

die Folgen des Klimawandels, der 

zunehmende Flächenverbrauch wie auch der 

wirtschaftliche Strukturwandel.  
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Um diesen strukturpolitischen 

Herausforderungen zu begegnen, ist 

verantwortungsvolle Planung wichtiger denn 

je.  

 

So müssen die unterschiedlichsten 

Anforderungen an den Raum aufeinander 

abgestimmt, die jeweiligen Konflikte 

ausgeglichen und zudem Vorsorge für 

einzelne Nutzungen und Funktionen des 

Raums getroffen werden.  

 

Damit gehen hochkomplexe 

Abwägungsprozesse einher.  
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Eine vorausschauende Entwicklung des 

Raumes setzt daher eine nachhaltige 

Regionalplanung voraus.  

 

Diese folgt nach § 1 Abs. 2 

Raumordnungsgesetz der Leitvorstellung, 

dass soziale und ökonomische Ansprüche an 

den Raum mit seinen ökologischen 

Funktionen, mithin dem Schutz der Umwelt, 

in Einklang zu bringen sind.  

 

Dabei gilt es verstärkt, strategische 

Lösungen im überörtlichen und zugleich 

überfachlichen Kontext zu finden.  
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Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

wie Sie wissen, ist auf ministerialer Ebene für 

die Regionalplanung das Ministerium für 

Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau als 

obersten Raumordnungs- und 

Landesplanungsbehörde zuständig.  

 

Ich werde mich wohlweislich davor hüten, in 

fremden Gewässern zu fischen.  
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Ein wichtiger Forschungsbereich von 

Professor Birkmann ist jedoch die 

Raumplanung mit Schwerpunkt 

Nachhaltigkeit, insbesondere die kritischen 

Infrastrukturen bezüglich schleichender 

sowie abrupter Umweltgefahren.  

 

Da die Regionalplanung also auch sehr hohe 

Relevanz für die Belange des 

Umweltschutzes hat, möchte ich insoweit 

einige dieser umweltbezogenen Aspekte 

aufgreifen.  
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2. Anpassungsstrategie an den 

Klimawandel 

Der Klimawandel ist in Baden-Württemberg 

längst angekommen.  

 

Was wir alle spüren, bestätigt auch der erste 

Teil des Monitoring-Berichts der 

Landesregierung zum Klimaschutzgesetz, in 

dem es um die Anpassung an die 

Klimaveränderungen geht.   
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Der Bericht wurde im Juli dieses Jahres von 

der Landesregierung vorgestellt.  

 

Demnach hat die durchschnittliche 

Jahrestemperatur zwischen 1881 und 2015 

um 1,3 Grad zugenommen.  

 

Und der Vergleich regionaler Klimamodelle 

ergibt für den Betrachtungszeitraum bis 2050 

einen weiteren Anstieg der 

Durchschnittstemperatur um 0,8 bis 1,7 

Grad. 
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In Zukunft werden Trockenperioden im 

Sommer wahrscheinlich häufiger auftreten 

und länger andauern.  

 

Entsprechend entwickeln sich die Abflüsse in 

unseren Gewässern.  

 

Die Perioden mit Niedrigwasser werden 

länger dauern, gleichzeitig werden die 

Häufigkeit und die Höhe von 

Hochwasserabflüssen ansteigen. 

Die Temperaturveränderungen bringen aber 

noch weitere Extremereignisse mit sich.  
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Denn mit der Erwärmung der Luftmassen 

können diese auch mehr Feuchtigkeit 

aufnehmen.  

 

Die Forschung geht deshalb davon aus, dass 

dies zu einer Zunahme von 

Starkregenereignissen führen kann.  

 

Erinnert sei an dieser Stelle an die 

dramatischen Szenen in Orten wie 

Braunsbach und Schwäbisch Gmünd. 

 

All diese skizzierten Auswirkungen des 

Klimawandels haben ganz erhebliche Folgen 

für uns Menschen und unsere Umwelt.  
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Deshalb ist es von zentraler Bedeutung, 

dass wir diesen Entwicklungen mit einer 

engagierten Klimaschutzpolitik 

entgegensteuern.  

 

In Baden-Württemberg bildet das 

Klimaschutzgesetz den gesetzlichen 

Rahmen dafür.  

Gleichzeitig müssen wir aber auch mit den 

unvermeidbaren Folgen des Klimawandels 

umgehen.  
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Deshalb haben wir in das Klimaschutzgesetz 

auch das Thema Anpassung an die 

Auswirkungen als Zielsetzung 

aufgenommen.  

 

Hierzu haben wir im Juli 2015 eine Strategie 

zur Anpassung an den Klimawandel auf den 

Weg gebracht.  
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Für neun Handlungsfelder, die von Land- 

und Forstwirtschaft über Wirtschaft und 

Energiewirtschaft, den Wasserhaushalt bis 

hin zur menschlichen Gesundheit und 

Stadtplanung reichen, werden die 

Auswirkungen des Klimawandels dargestellt 

und Anpassungsmaßnahmen 

vorgeschlagen. 

 

Dem Handlungsfeld Stadt- und 

Regionalplanung kommt bei der Umsetzung 

der Anpassungsstrategie eine zentrale Rolle 

zu. 
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Dimensionierung, Anordnung und Gestaltung 

der Freiräume, des Straßenraums, der 

bebauten Flächen und der einzelnen 

Gebäude haben einen erheblichen Einfluss 

auf die sommerliche Hitzebildung und 

Durchlüftung von Städten und damit auf das 

Wohlbefinden und die Gesundheit der 

Bevölkerung. 

 

Wie der Klimaschutz braucht auch die 

Klimaanpassung Raum, beispielswiese  

 

 zur Sicherung von Flächen zum 

Wasserrückhalt 
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 zur Erhaltung und Schaffung von 

Flächenverbünden zur thermischen 

Entlastung oder 

 zur Begrünung von Flächen und/oder 

baulichen Anlagen. 

 

Städte und Regionen sind wichtige Akteure 

bei der Umsetzung der Anpassungsstrategie.  

 

Aus diesem Grund werden wir unser 

Förderprogramm KLIMOPASS (Klimawandel 

und modellhafte Anpassung in Baden-

Württemberg) im Weiteren verstärkt auf die 

kommunale Ebene zuschneiden.  
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3. Zukunftsaufgaben der Raum- und 

Umweltplanung im Zeichen der 

Energiewende 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

Ihnen als Akteuren der räumlichen Planung 

ist das Handlungsfeld „Ausbau der 

erneuerbaren Energien“ längst bekannt.  

 

Die Thematik unterliegt jedoch nach wie vor 

einer ungebrochenen Dynamik.   

Neben ihren herausragenden Möglichkeiten, 

die im Einklang mit dem Klimaschutz stehen, 

haben die erneuerbaren Energien zwei 

wesentliche Eigenschaften: 
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1. Was die installierten Leistungen 

anbelangt, sind sie deutlich kleinteiliger 

als die großen konventionellen 

Kraftwerksblöcke, die meist um die 

Bedarfsschwerpunkte herum angesiedelt 

wurden und 

 

2. sie bringen einen höheren Flächenbedarf 

als die fossile Energieerzeugung mit sich.  

 

Die Regionalplanung stellt dies vor die 

Herausforderung, den Ausbau der 

erneuerbaren Energien raumverträglich zu 

gestalten.  
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Schon heute – bei einem Anteil von 31,7 % 

(2016) erneuerbaren Stroms – sind 

deutschlandweit rund 10.000 

Biomasseanlagen, 28.000 

Windenergieanlagen und 1,6 Millionen 

Photovoltaikanlagen in Betrieb – 

überwiegend im ländlichen Raum. 
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In den kommenden Jahren werden viele 

regenerative Erzeugungsanlagen 

und -standorte einschließlich der 

Verknüpfung mit der notwendigen 

Netzinfrastruktur hinzukommen müssen, 

wenn die energie- und klimapolitischen 

Zielsetzungen von Bund und Ländern 

erreicht werden sollen.  

 

Bspw. wenn die erneuerbaren Energien bis 

2050 – so wie es der Bund anstrebt – einen 

Anteil von mindestens 80 % an der 

Bruttostromerzeugung erreichen sollen. 
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Sie müssen also in den kommenden Jahren 

damit rechnen, dass der räumlichen 

Gesamtplanung eine Erwartungshaltung für 

Angebote von Standorten und Flächen 

entgegengebracht wird, insbesondere für 

Anlagen zur Nutzung von Wind- und 

Sonnenenergie.  

 

Dabei ist allen Akteuren bewusst, dass die 

Dezentralisierung der Energieversorgung vor 

allem durch zwei Entwicklungen geprägt ist:  
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Zum einen einer hohen Siedlungs- und 

Bevölkerungsdichte und zum anderen bereits 

heute hoher und verdichteter 

Nutzungsansprüche an den Raum durch 

Siedlung, Verkehr, Infrastruktur und so 

weiter.  

 

Insofern wird es hier einen intensiven 

Diskurs geben müssen:  

 

Wie können die die Erneuerbaren-Energien-

Anlagen mit dem Freiraum – Stichwort: 

„Außenbereichsfestlegungen“ – in Einklang 

gebracht werden?  

  



23 
 

Und wie können dabei die verschiedenen, 

konkurrierenden Nutzungen – auch mit Blick 

auf die Akzeptanz der Energiewende – 

fachübergreifend koordiniert werden? 

 

Eine Herausforderung sind dabei 

zweifelsohne die unterschiedlichen 

Zeithorizonte.  

 

Denn während das EEG alle zwei Jahre 

angepasst wird, sind z. B. die Regionalpläne 

in der Regel auf Dauer von rund 15 Jahren 

angelegt, wobei sie in der Praxis z. T. auch 

deutlich länger genutzt werden.  
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Nicht zuletzt auch angesichts der 

Verfahrensdauer wird sich die Raumplanung 

hinsichtlich der Quantität künftiger Anlagen 

und Standorte (2035 bis 2040) zunehmend 

auf die langfristig angelegten Energie- und 

Klimaschutzkonzepte von Bund und Ländern 

stützen müssen. 

 

Eine weitere, zunehmend an Bedeutung 

gewinnende Aufgabe wird darin bestehen, 

Erzeugung, Transport und Verbrauch von 

Energie konzeptionell besser miteinander 

abzustimmen – man denke nur an 

umfangreichen Abregelungen in 

Norddeutschland.   
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Hier stellen nach meinem Dafürhalten 

insbesondere auch informelle regionale 

Energie- und Klimaschutzkonzepte ein 

wichtiges Instrument dar, das von den 

Planungsträgern genutzt und in die übrigen 

Planungsprozesse eingeflochten werden 

sollte. 

 

 

4. Ultraeffizienzfabrik im urbanen Raum  

Ich möchte noch einen Punkt ansprechen, 

denn wir als Umweltministerium in der 

strategischen Planung in die Diskussion 

einbringen wollen, das ist unser Konzept der 

Ultraeffizienzfabrik im urbanen Raum.  
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Mit dem weltweit wachsenden 

Bevölkerungsanstieg ist eine zunehmende 

Verstädterung der Lebensverhältnisse 

verbunden.  

 

Während 1950 nur knapp 30 Prozent der 

Bevölkerung in Städten lebten, waren es zu 

Beginn unseres Jahrtausends bereits knapp 

50 Prozent.  

 

Für 2050 prognostizieren die Vereinten 

Nationen, dass 70 Prozent der 

Weltbevölkerung im urbanisierten Raum 

leben. 
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Damit zeichnen sich auch gesellschaftliche 

Konflikte zwischen industrieller Produktion 

und urbanem Leben ab.  

 

Produktionserweiterungen oder die 

Ausweisung von Industriegebieten sind nur 

noch bedingt oder gar nicht mehr möglich.  

 

Andererseits ist die Produktion das Rückgrat 

der baden-württembergischen Wirtschaft, 

welches es zu erhalten gilt.  

Dies kann auch ein wichtiger Aspekt der 

Regionalplanung sein. 

 

  



28 
 

Unter dem Stichwort „Ultraeffizienzfabrik“ 

entwickeln wir derzeit ein Konzept für die 

ressourceneffiziente, weitgehend 

emissionsfreie industrielle Produktion.  

 

Ein Ziel ist es, industrielle Produktion und 

urbanes Leben wieder stärker zu verbinden.  

 

Wir erarbeiten derzeit die konzeptionellen 

Grundlagen für ein „Zentrum für 

Ultraeffizienzfabriken“, in dem Unternehmen 

gemeinsam mit der Wissenschaft die 

Produktion der Zukunft im Real-Labor 

entwickeln.  
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Erste vielversprechende Beispiele aus 

Baden-Württemberg zeigen, dass diese 

Entwicklung zwar erst am Anfang steht, aber 

Baden-Württemberg hier durchaus eine 

Vorreiterrolle einnehmen bzw. ausbauen 

kann. 

 

 

5. Schluss 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

die Regionalplanung steht vor vielseitigen 

Herausforderungen.  
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Die Jubiläumsveranstaltung und 

Regionalplanertagung bietet ein 

hervorragendes Forum, in dem Akteure aus 

Wissenschaft und Planungspraxis 

Informationen und Erfahrungen hierzu 

austauschen können, um den Wandel 

proaktiv mitzugestalten.  

 

In diesem Sinne wünsche ich der 

Veranstaltung weiterhin einen guten und 

fruchtbaren Verlauf.   

 

Vielen Dank. 


